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Wohnungsverband 
sieht Stadtumbau 

in Gefahr 
Abriss hinkt steigendem W t a n d  

hinterher / Lmgfnstig feNen 
Weta für 220 CU0 Wohnungen 

VON SUSANN F X S C ~ E R  
Ritcdam Der Verband Berlin-Branden- 

buplscher Wohnungsunternehmen (BBU) 
sieni. den Swdrumbau in der Mark ui Gefahr 

Dis Tempo des Sradrumbaus reiche nicht 
aus s d e  -Vorstand Ludwie Burkardt am 
~ o n t a g i n  Potsdam Die Zahrleer stehender 
Wohnungen wachse schne ler als Emhciteii 
abgerissen werden könnten Deshalb eineen 
die-bisherigen Sradnirnbau-Plane d& L n -  
des nicht weit genug. Dem Progranm mliss~ 
..höchste Prioritar' eineeraumr werden 
Dazu müssten Rund und-land mehr finan- 
zielle Mittel bereitstellen 

Wahrend derzeit rund 165 000 Wohiiun- 
gen In Brandenbu~ leer stilnden. h m e n  bis 
101'2 noch einmal erw3 87 000 hinzu. sagce 
Burkardt. Nach den Planen des Landes roll- 
ten bis 2012 aher nur bis zu 55 000 Wohnun- 
gen abgeissen werden. Hinzu komme ein 
weiterer BevMcerungsriickgang vor allem 
im ldndllchen Raum - bis 2025 u m  rund 
320lMO Einwohner. Damit wUrden langkis- 
tia weitere rund 120 000 Wohnunecn nicht 
&ehr benotigc Insgesamt rechne~~~urkardt  
mit rund 220 000 Wohnuwen. die daucr- 
hait leer stehen. 

Angesichts dieser Zahlen verlangt der BBU 
bwere  Ralimenbedmgungen fur die Bewin- 
schaftung und den Abriss von Wohnungen, 
So miissten FBrd@mlCtel Tür den Abriss be- 
reit gestellt werden. wenn die KosM entste- 
hen. Derzeit werden bcwilii@e Mittel ober 
fünf naushaltsJahre verkilt ausgereicht. Die 
Wohnungsuntemehmen müssen deshalb in 
Vorlcisrung gehen. 

Entlastung von d e n  Altschulden 

Ferner dringt der BBU auf eine vollstän- 
dige Entlastung der Wohnungcunterneli- 
men von ihren Altsdiulden. üazu müssten 
die Mittel des Bundes weiter au f~esmck  
werden. sagte Burkardt. Zwar sei dicsumme 
bereits um 274 Millionen auf 932 Millionen 
Euro erhllhc worden 

Doch reiche das Geld immer noch mcht 
aus. Bei der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
( K W  Ideen Anmne auf Altschuldenh~lfe un 
~olumenvon rund1,l Miliiirden Eurovor. 

Burhrdt beiiirchrot. dassgeradeBranden- 
burger Unternehmen leer ausgehen. üenn 
die Anttai~e wlirden bei der W i n  der Rei- 
heofolge des Eingangs bearbeitet Oie Bran- 
denhurgerAnmge seien mit als letzte einge 
reicht worden. Als Grund dafhr nannte Bur- 
h d t  ian5 Planungen des iandea Das sei 
die ..Hlirde'gewesen. Das land habe erstdas 
Stadturnbau-Romarntn erark-?lret Zudem 
mussten die ~irneinden wohnunesooli!% - > 

sche ~ o m p t e  vorlegen 
Der BBUwrlangt ferner vom Bund die wei- 

tere tahlune von investitionszulaeen bei der 
~odemiu in ing  von ~ohnung;. Die Zu- 
lage sei nur noch bis zum Jahresende geseu- 
Iich eesichert Sie sei aber von ..iundamenra- 
ler &deurung. Von den 313 Millionen Euro. 
ote d ~ e  BBU.Unlemehmen 2003 invmaer- 
!xn. wurden rund 25 Millionen Eum aus der 
tulagefinanziert. Beim Land will der BBUau- 
ßerdem eui Umschuldungsprograrnm dwch- 
setzen. Damit soll auch der Abriss von Woh- 
nungenemogiiclit werden. die mit Modemi- 
rieningsluediten belastet sind. Den Bankii 
muss bei einem Abiiss solcher sanierten 
Wohnungen eine Ers~asicherhert geboten 
werden Sachsen hat den Angaben nach be- 
reits ein Umchuldunps~rocrainrn. Der Frei- 
sraar ~ e w a h r t ~ n t e r n ~ h & .  die die Kredile 
selber nlgen können. Darlcnen und Zinszu- 
schüsse sowie eine Buiyxltak 
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Wohnungsabriss 
kostet mehr Geld 

Unternehmen fordern Nachschlag 
Potsdam (dpal Dic Wohnungs- 
unicmehmen in Bnndcnburg 
foniun mehr öiicndiche Mit- 
icl und UntcrsrUuung fur den 
Ahnst leer srchcnder und nicht 
zu vcrmarktendcr Wohnungen. 
Ansonrtcn 5ei nicht mit der sin- 
kendcn Nachfrsgc Schritt zu 
hallen, sagic das Vorriandr- 
rnitglicd des Verbandes Berlin- 
Bmndenburgischrr Wohnungs- 
unlemchmen (BBU). Ludwig 
Burkudr. gestern io Polrdam. 
44 rler 24d Miigliedstimen 
wailcn sich bis 2013 von rund 
M I 0 0  Wohnungen. vor allcm 
in den Randrcgionen. ucnnen. 

Der Vcrband cnumet. dass 
km gegenwinigen Tcm- 
PO des Siadiumb~us dcr Leer- 

s ~ y d  im so genannrcn Yußcrcn 
EnrwicWungsrsum massiv zu- 
nimm. Nach Hochrechnungen 
wurden zu den jetzt schon Leer 
sichenden I65 003 Wohnungen 
bis 2012 noch einmal 87 D00 
hinzukommen. Gleichrrtcig 
seien abcr laut bdesregic- 
wng fur dicse Zeitspanne nur 
bis zu 55WO Abnsre gcplant. 
Im eigenen Bestand konnte 
der EBC die Ltcrstandsquotc 
bei 14.9 Rozcnt haitcn. Ohne 
den Abriss von 4920 Wohnun. 
gen 2003 würdc der Lmsiand 
aber bci 20 Pmrrnr liegen. ücn 
Lowenantcil Steuencn hier dic 
Grenzsiadte Guben, Frmkfun 
[Odcr). Schwcdr und dic Lau- 
sitz-Stadt Conbus bei. 

MM&che Allgemeine Dienstag, 27. Fy3d 2004 

Stadturnbau geht nicht schnell genug 
Wohnungsunternehmen klagen über rapide zunehmenden Leerstand 

POTSOAM i Drr Stadrum- stand gerade in den äußeren MillionenWohnungeninBran- Zudem will der BBU eine 
hau in Brandenburg ist nach Regionen Schnn zu hallen; denburg stellen, Bis 2012 ist vollständige Enilastung <er 
Meinung des Verbandes Ber- sagte BBU-Vorstand Ludwig racli Angaben von Burkardt Wohnungsunlernehmen w n  
lin-Brandenbuigisclier Woh- ßurkardi gestern in Potsdarn. damit zi: rechnen, dass sich ilireiwütschulden. Cammüss- 
nungmntomehmen :EBU) ge- Der BEU venritt mnd 250 die Zahl der leerstehenden le der Bund mehr Geld bereit- 
fährdet. Das Tempo der Abiiss- Wohnungsbaugenosaenrch~f-. Wohnungen von derzeit stellen. Zwar seien die oafür 
maßnahmen k c h e  nicht aus. tenund kornmuna1eUn:erneli- 165000 um weitere 87000 er- vorgesehenen Mittel hereits 
um mit dem diohenden Lcer- men, die ein Drittel der 1 , X  höht. Bis 2025 würden noch uni274Millionen .?uf 932 Mil- 

einmal weitere 120000 Woh- lionen Euro aiifgesrockt wor- 
r ang  nicht mPhr benötigt. den. Bei der Kredilaii5talt für 

Nach AngabenderLandesre- Wiederauibau ( K M  würden 
gierung sollen bis 2012 aber aber Anträge auf Alirchulden- 
?ur 550CiO Wohnungen abge- lulfe in HShe von 1 .I Milliar- 
rissen werdex. Die BBU-Mit- den Euro vorliegen Bei der 
gliedstirmen haben 2003 fast Vergabe kännteg vor allem 
50B1 Woniiungen zu Schutt märkische Unternehmen den 
zerlegt. 2004 stehen 8400 Ab- Kürzeren ziehen. Ihre Anträge 
nsseax. Dein Stadturnbau-Pro- seien mit als 1e:ne eingereichl 
grammrnusse„höchsle Priori- worden. SagteBurkardl. B e n  
:At" eingeräumi werden, for- beitet werden sie aber in der 
derte Burbrdt. Reihenfolge der Eingangs. gd 
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Geisterstädte für Häuserkampf 
Potsdam. Kürzlich hielt der 
Verband Berlin Branden- 
burgischerWohnungsunter- 
nehmen e. V. (BBU) seine 
Jahrespressekonferenz. 
In Brandenburgvereinigt das 
BBU zurzeit 244 Mitglied- 
sunternehmen. Mit über 
400.000 Wohneinheiten be- 
treut das BBUdamit rund ein 
Drittel aller Wohnungen in 
Brandenburg. Ludwig Burk- 
hardt, Vorstandsmitglied des 

- BBU, gab besonders die ge- 
sunkene Nachfrage nach 
Wohnraum für sinkende In- 
vestitionen an. Es gäbe reich- 

Leerstand: Traurig fürs Stadtbild. Foto: BP/ CeHa 

stenden Modernisierungs- 
kredite. Bei der derzeitigen 
Entwicklung sieht Ludwig 
Burkhardt ein schwarzes Zu- 
kunftsbildvon Brandenburg: 
"Die Tendenzen sprechen 
dafür, dass sichin einigen Jah- 
ren Trabantenstädte in Gei- 
sterstädte verwandeln, die 
höchstens noch für den Häu- 
serkampf dienen." Die de- 
mographische Entwicklung 
und auch der Abzug der Jün- 
geren aus den äuf3eren Gebie- 
ten Brandenburgs wird be- 
sonders den Wettbewerb un- 
ter den Gemeinden fördern. 

lich Angebote an leer stehen- 20 Prozent. Der Bund zahlt Verständlicherweise ist ein Damit das Bild Branden- 
den Wohnungen und für beim Abriss eine pauschale Abriss für das Unternehmen burgs aber nicht von "Häu- 
Neubau besteht zurzeit keine Förderung von 60 Eurolqm. nur dann wirtschaftlich trag- serleichen" geprägt ist, for- 
Notwendigkeit. Im Gegen- Neben den Abrisskosten bar, wenn der Mieter dem dert das BBUvom Bund eine 
teil: Ohne das groß angelegte kommen auf die Wohnungs- Wohnungsunternehmen er- Aufstockung der Altschulde- 
Abrissprogramm der BBU1ä- unternehmen zusätzliche halten bleibt. Dazu kommen nentlastung. Bislang hat der 
ge der Leerstand im äußeren Kosten zu, z.B. für den Um- alsweitereBelastungnochdie Bund Altschuldenhilfe in 
Entwicklungsraum heute bei zug der verbliebenen Mieter. auf den Abrissobjekten la- Höhevon 657 Millionen Eu- 

ro erteilt, davon gehen 70 
Millionen an Brandenburg, 
in Burkhardts Augen "viel zu 
wenig, dem Bevölkerungs- 
schlüssel entsprechend, aber 
auch die besonders prekäre 
Situationin Brandenburgbe- 
trachtend. " 

BPlCeHa 



Verbände 

BBU: Leerstandssituation in Berlin undramatisch - 
Stadtumbau in Brandenburg beginnt zu greifen 
Berlinl Potsdam (tahl) - Der Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsun- 
ternehmen (BBU) hat auf seinen Jahrespressekonferenzen in Berlin und Pots- 
dam ein Resümee des Jahres 2003 gezogen und - insbesondere für Branden- 
burg - eine Reihe von politischen Forderungen erhoben. ,,Die BBU- 
Mitgliedsunternehmen in Berlin sind eine starke Säule in der Berliner Wirt- 
schaft. Im Jahr 2003 haben sie 867 Mio. Euro investiert und somit weiterhin für 
rund 10.000 Menschen die Arbeitsplätze gesichert. Auch für das Jahr 2004 lie- 
gen die Planungen mit 884 Mio. Euro in der gleichen Größenordnung", sagte 
BBU-Vorstandsmitglied Ludwig Burkardt. In Brandenburg haben die BBU- 
Mitglieder im vergangenen Jahr trotz schwieriger wirtschaftlicher Bedingun- 
gen 313 Mio. Euro investiert. 

Die Situation in Berlin: 

Lediglich 18 % des Wohnungsbestandes 
in Berlin-Ost ist noch nicht oder geringfü- 
gig modernisiert. In Anbetracht des riesi- 
gen Instandsetzungs- und Modernisie- 
rungsbedarfs seit der Wende eine enor- 
me Leistung. Bis zum Jahr 2000 betrug 
der Anteil der komplett modernisierten 
Wohnungen im Ostteil der Stadt 54 %, 
bei den teilmodernisierten lag die Quote 
bei 22 % und bei den geringfügig oder 
gar nicht modernisierten betrug sie 
24 %. Der langsamere Anstieg seit 2000 
macht deutlich, dass ein Sättigungsgrad 
im Bereich der Modernisierungen erreicht 
ist. In den westlichen Berliner Bezirken 
sind 88 % des Bestandes voll- bzw. teil- 
modernisiert. Hier wurde kontinuierlich 
über die Jahrzehnte in die Bestände in- 
vestiert. 

Bereits 1999 haben die Mitgliedsunter- 
nehmen des BBU dem Senat von Berlin 
die vorzeitige Rückzahlung von Aufwen- 
dungsdarlehen im Nominalwert von ins- 
gesamt 750 Mio. Euro zu einem Barwert 
von rund 380 Mio. Euro angeboten. 
Nach längeren Verhandlungen konnte im 
Dezember 2001 eine vertragliche Rege- 

lung für die Wohnungsgenossenschaften, 
im Oktober 2002 eine Regelung für die 
im BBU organisierten Wohnungsgesell- 
schaften erreicht werden für die in den 
Wohnungsbauprogrammen 1972 bis 
1976 gewährten Aufwendungsdarlehen. 
Auf der Grundlage dieser vertraglichen 
Vereinbarungen flossen bis zum 31 .I 2.03 
290 Mio. Euro Darlehensmittel an das 
Land Berlin vorzeitig zurück. Das Ange- 
bot, auch Aufwendungsdarlehen aus den 
nachfolgenden Wohnungsbauprogram- 
men ab dem Wohnungsbauprogramm 
1977 vorzeitig zurückzuzahlen, stößt auf 
Ablehnung durch die Senatsverwaltung 
für Finanzen. Damit entgeht dem Land 
Berlin eine weitere beachtliche Haus- 
haltseinnahme von rund 100 Mio. Euro. 

Begründet wird das mit der Erwartung, 
dass die Darlehensmittel ohnehin in ab- 
sehbarer Zeit regulär an das Land Berlin 
zurückfließen. Üblicherweise beginnt 
aber die Bedienung der Aufwendungs- 
darlehen erst nach 30 Jahren. Dann ist 
jedoch mit erheblichen Finanzierungskos- 
ten im Zusammenhang mit der erforderli- 
chen Grunderneuerung der Wohngebäu- 
de zu rechnen. Erträge für die reguläre 
Bedienung des Aufwendungsdarlehens 

dürften dann, wenn überhaupt, nur in 
geringer Höhe anfallen. 

Berlins städtische Wohnungsbaugesell- 
schaften betreiben derzeit eine nachhalti- 
ge finanzielle Konsolidierung einschließ- 
lich Sondertilgungen durch hohe Til- 
gungsraten, den Verkauf von Wohnungs- 
beständen, und eine nachhaltige Kosten- 
reduzierung. 
In den letzten drei Jahren haben die städ- 
tischen Wohnungsbaugesellschaften im 
Rahmen ihrer Kreditverpflichtungen ihre 
Tilgungsraten von 19,l % in 2000 auf 
33,2 % in 2003 gesteigert. 
In den letzten zwölf Jahren haben die 
städtischen Wohnungsbaugesellschaften 
136.323 Wohnungen verkauft (ohne 
Verkauf der GEHAG), davon rund 42.000 
WE in Berlin (Ost) im Rahmen des Alt- 
schuldenhilfegesetzes und die restlichen 
rund 95.000 WE, um das Eigenkapital 
aufzustocken für notwendige Investitio- 
nen zu erwirtschaften. Allein irn letzten 
Jahr waren es über 8.000 Wohnungen. 

Der BBU kritisierte allerdings, dass die 
finanziellen Anstrengungen durch Se- 
natsentscheidungen konterkariert wer- 
den. Zwei gravierende wohnungspoliti- 
sche Fehlentscheidungen in diesem Zu- 
sammenhang sind: 

1. Wegfall der Anschlussförderung mit 
einem Liquiditätsausfall für die BBU- 
Wohnungsunternehmen von 750 Mio. 
Euro, davon 51 0 Mio. Euro bei den städ- 
tischen Wohnungsgesellschaften. Dieser 
Liquiditätsausfall würde sich über 26 
Jahre verteilen und in der Spitze im Jahr 
2014 einen Betrag von 226 Mio. Euro 
ausmachen. 

2. Außerplanmäßiger Förderabbau bei 
90.000 Sozialwohnungen jeweils zum 
01.04.2004 und 2005 um 0,30 Eurolm2. 



Verbände 

Die daraus resultierenden Mieterhöhun- 
gen von 42 Euro bei Zugrundelegung 
einer 70 m2-Wohnungen kann ganz 
überwiegend nicht an die Mieter weiter- 
gereicht werden, was ebenfalls zu einem 
erheblichen Liquiditätsausfall für die be- 
troffenen Wohnungsunternehmen füh- 
ren wird. 

Seit 1995 konnte der BBU 26 neue 
Berliner Genossenschaften bei ihrer 
Gründung begleiten und beraten. Sie 
verwalten insgesamt 10.874 Wohnun- 
gen, Das ist deutscher Rekord. Mit der 
vorzeitigen Rückzahlung von Aufwen- 
dungsdarlehen in Höhe von 130 Mio. 
Euro im Jahr 2003 haben alle 91 Berliner 
Wohnungsgenossenschaften zudem 
einen ganz erheblichen Beitrag zur Kon- 
solidierung des Berliner Haushalts ge- 
leistet. 

Von den BBU-Mitgliedsunternehmen 
werden in Berlin per 31.12.2003 insge- 
samt 71 7.000 Wohneinheiten verwaltet. 
Davon stehen Ende 2003 39.000 WE 
leer. Das entspricht einer Quote von 5,5 
Prozent. In Berlin (Ost) sind es 7,4 Pro- 
zent (weiterhin rückläufig) und in Berlin 
(West) sind es 3,4 % (stagnierend). Be- 
trachtet man die Leerstandsgründe diffe- 
renziert, ergibt sich ein ganz anderes Bild. 
Wegen echter Vermietungsschwierigkei- 
ten stehen lediglich 16.71 0 WE oder 2,3 
Prozent leer. In der Wohnungswirtschaft 
gilt das gemeinhin als gesunde Fluktua- 
tionsreserve. 

Die Mietschulden entwickelten sich in 
den Jahren 2000 und 2001 erfreulich 
rückläufig. Seit dem Jahr 2002 ist leider 
wieder ein Anstieg zu verzeichnen. Die 
Mietschulden erreichen kumulativ am 
Stichtag 3 1.12.2003 eine Höhe von 164 
Mio. Euro. Die Zahl der Sozialhilfeemp- 
fänger ist zwar leicht rückläufig, dennoch 
liegt Berlin im Vergleich zu anderen 
Großstädten wie Hannover, Hamburg, 
FrankfurVM., Leipzig oder München auf 
dem 1. Platz. Das spiegelt die insgesamt 
schwierigere wirtschaftliche Lage vieler 
Haushalte wider. 

In den Wohnungsbeständen der BBU- 
Mitglieder kann ein erfreulicher Rück- 
gang bei Schmierereien und Vandalismus 
festgestellt werden. Im Jahr 1997 muss- 
ten die BBU-Mitglieder noch gut 7 Mio. 
Euro für derartige Schäden aufwenden. 
Ende 2003 waren es ,,nurr' noch 3,5 
Mio. Euro. Seit der Senatsaktion 
„Saubere Stadt" im Jahr 1997 sind die 
Wohnungsunternehmen dazu überge- 
gangen, Graffitischmierereien sofort zu 
beseitigen. Das hat ganz offensichtlich 
Wirkung gezeigt. 

Die Situation in Brandenburg 

Durch Investitionen von über 10 Mrd. 
Euro sind heute über 50 Prozent des 
brandenburgischen Wohnungsbestandes 
vollständig, weitere 28 Prozent teilweise 
saniert. Aufgrund der gesunkenen Nach- 
frage nach Wohnraum sind die Investitio- 
nen erneut deutlich von 439,4 Mio. Euro 
in 2002 auf 31 3,4 Mio. Euro in 2003 
(-29 %) zurückgegangen. Vor allem im 
äußeren Entwicklungsraum wurde kaum 
noch in den Neubau investiert. Aber auch 
die Modernisierungsaufwendungen san- 
ken gegenüber dem Vorjahr in ganz 
Brandenburg mit -38 O/O erheblich. 

Dank des konsequenten Abrisses von 
Wohnungen stehen im Land noch 
60.200 Wohnungen leer. Die Leerstands- 
quote konnte damit auf einem Niveau 
von 14,9 Prozent stabilisiert werden. 
Dabei ist die Quote im engeren Verflech- 
tungsraum mit 6'9 Prozent unverändert. 
Aber auch im äußeren Entwicklungsraum 
stieg sie nur geringfügig und liegt bei 
18,3 Prozent. Damit beginnt der Stadt- 
umbau zu greifen. Dieser Erfolg war nur 
aufgrund der umfangreichen Abrissaktivi- 
täten der BBU-Mitglieder möglich. Insge- 
samt nahmen sie im Jahr 2003 4.920 
Wohnungen vom Markt. Ohne diese 
Maßnahmen läge der Leerstand im äuße- 
ren Entwicklungsraum heute bei 20 Pro- 
zent! Damit sind die BBU-Mitgliedsunter- 
nehmen zusammen mit den Städten und 
Kommunen die wesentlichen Träger des 
Stadtumbaus im Land. 

Beim Abriss entstehen Kosten von 35 bis 
200 Eurolqm Wohnfläche, für die das 
Land eine pauschale Förderung von 60 
Eurolqm zahlt. lnsgesamt haben die BBU- 
Mitglieder im Jahr 2003 Abrisskosten von 
rund 17 Mio. Euro aufgebracht. Über die 
Förderung hinaus entstehen aber weite- 
rer Belastungen, die die Unternehmen 
selbst tragen: Durch den Umzug verblie- 
bener Mieter in Ausweichwohnungen 
entstehen Kosten (Entschädigungen, 
Umzugsbeihilfen U. a.), auf den Abriss- 
objekten lastende Modernisierungskredi- 
te müssen weiter getilgt werden. Die 
Wohnungsunternehmen bringen zusätz- 
lich zur Förderung also selbst erhebliche 
Mittel für den Abrisses auf! Auch in den 
kommenden Jahren werden die BBU- 
Mitglieder den Stadtumbau weiter voran- 
treiben. Die 44 Unternehmen, die Anträ- 
ge auf zusätzliche Altschulden-Entlastung 
gestellt haben, wollen nochmals 44.100 
Wohnungen abreißen. 

Allerdings werden -so die Prognose des 
BBU - bis 201 2 weitere 87.000 leer ste- 
hende Wohnungen hinzukommen. Die 

Pläne der Landesregierung, bis zu diesem 
Zeitpunkt 53.000 bis 55.000 abreißen zu 
lassen, reichen daher nicht aus. Beim 
gegenwärtigen Tempo des Stadtumbaus 
wird der Leerstand im äußeren Entwick- 
lungsraum deshalb weiter massiv zuneh- 
men! 

Forderungen 

Angesichts von Bevölkerungsrückgang 
und Leerstandszunahme muss dem 
Stadtumbau höchste Priorität zukommen. 
Seine Förderung ist kein Almosen, son- 
dern ureigenste Aufgabe der Landesre- 
gierung: Nur schnelle Abrisse und ein 
konsequenter Stadtumbau können die 
brandenburgischen Städte als attraktive 
Lebensräume erhalten. Ohne die Woh- 
nungsunternehmen wird kein weiterer 
Stadtumbau stattfinden. Nur wenn sie 
von Land und Bund dauerhaft und massiv 
unterstützt werden, kann der Stadtum- 
bau vor dem Scheitern bewahrt werden. 
Scheitert er, werden die Städte sterben - 
und mit ihnen das gesamte Land. 

Soll ein Stocken des Stadtumbaus verhin- 
dert werden, müssen die Mittel der Ab- 
rissförderung deshalb unmittelbar dann 
ausgerecht werden, wenn die Abriss- 
maßnahmen erfolgen. Insgesamt wurden 
bislang Zusagen für Altschuldenhilfe in 
Höhe von 657 Mio. Euro erteilt, davon 70 
Mio. Euro an brandenburgische Woh- 
nungsunternehmen. Entsprechend dem 
Bevölkerungsschlüssel der neuen Länder 
hätten aber 110 Mio. Euro auf Branden- 
burg entfallen müssen. Das Land hinkt 
also schon heute bei den zugesagten 
Mitteln hinterher! Hinzu kommt, dass die 
Anträge in der Reihenfolge ihres Einge- 
h e n ~  bearbeitet werden („Windhund- 
verfahren"). Da die brandenburgischen 
Unternehmen ihre Anträge teils spät stel- 
len konnten, ist davon auszugehen, dass 
ein wesentlicher Teil durch die derze~t 
bereitstehenden Mittel nicht abgedeckt 
ist. Der BBU fordert deshalb eine Aufsto- 
ckung der Mittel für Härtefallverordnung 
nach 5 6a AHG. Letztendlich müssen alle 
dauerhaft leer stehenden Wohnungen 
von den Altschulden entlastet werden, 
unabhängig von der Hohe des Leerstan- 
des des Wohnungsunternehmens. 

Außerdem setzt sich der BBU für eine 
Verlängerung der lnvestitionszulage ein, 
die auch weiterhin im gesamten Stadtge- 
biet der Stadtumbaustädte gelten muss. 
Er fordert außerdem, ein Landesumschul- 
dungsprogramm wie in Sachsen einzu- 
führen, um den Unternehmen Ersatzsi- 
cherheiten bei Abrissen zu verschaffen. 
Die noch bestehenden Belegungsbindun- 
gen müssen gestrichen werden. B 
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-Dar- I Mittwoch, 5.  Mai 2004 

Wohnungsunternehmen beklagen Leerstandssituation 

Tempo des Stadtumbaus 
- 

reicht nicht aus 
Potsdam (el). Der Stadtum- 36.000 Wohnungen gestie- lautet: Dem Stadtnmbau 
bau im Land Brandenburg gen. Schreibt man diesen höchste Priorität einzuräu- 
ist nach Ansicht der Mitgke- Zuwachs für weitere zehn men. Außerdem erwarten 
der im Verband Berlin- Jahre fort, werden bis zum die Wohnungsnnternehmen 
Brandenburgischer Woh- Jahr 2012 nochmals 87.000 einevollständigeEntlastu~ 
nungsunternehmeu e.V. Wohnungen hinzukommen. von den Altschulden. Zwar 
(BBU) in Gefahr. Das Tem- Pdch Schätzungen der Lan- seien die dafür vorgesehe- 
po der Abrissmaßnahmen desregiernng, so Ludwig nenMittelvomBundbereits 
reichenicht aus, ummit dem Burkardt, sollen bis zum auf 932 Millionen Euro auf- 
drohenden Leerstand vor gleichen Jahr aber lediglich gestockt worden, doch das 
allem in den äußeren Regio- 53.000 bis 55.000 Wohnun- reiche bei weitem nochnicht 
nen Schritt zu halten, erklär- gen abgerissen werden. ans. Denn: Bei der Kredit- 
te BBU-Vorstandsmitglied ,,Diese Pläne genügen nicht anstalt für Wiederaufbau 
Ludwig Burkardt vergange- einma1,umden erwartbaren (KfW) würden Entiastnngs- 
ne Woche in Potsdam. Der Leerstandszuwachs zu be- anträgeinHöhevonl,lMil- 
BBU vertritt 141 branden- herrschen;' schlussfolgert liarden Euro vorliegen. Um 
burgische Mitglieder, die Ludwig Burkardt, ,,um ei- alie Anträge be~cksichti-  
gut ein Drittel des Woh- nen langfristigen Abbau zu gen zu können, fehlen dem- 
uungsbestandesimLandbe- erreichen, sind sie vöiiig un- nach momentan weitere 220 
wirtschaften. zureichend!.' Hinzu kommt Millionen Euro. Bei der 
..Dank des konsequenten ein dramatischer Rückgang Vergabe könnten allerdings 
Abrisses von Wohnungen der Bevölkerung: Laut vor allem brandeuburgische 
stelien im Land noch 60.200 Prognose vomLand wirddie Unternehmen das Nachse- 
Wohnungen leer. Die Leer- 15nwohnerzahl im äußeren hen haben, denn ihre Anträ- 
sttudsquote konnte damit EntwicWuugsraum bis zum ge wurden aufgrnnd einer 
auf einem Niveau von 14.9 Jahr2025 um 320.000 Perso- besonders extensiven Pla- 
Prozent stabilisiert wer- nen beziehungsweise nungskultm im Land Bran- 
den;' erklärte Ludwig Bur- 118.000 Haushalte abneh- denburg als letzte einge- 
hardt. Wieder Vergleichdes men. Dies hat nochmals reicht. Die Bearbeitung er- 
Mikrozensus 1998 und 2002 llX.O(K) leerstehende Woh- folgt aber in der Reihenfol- 
zeigt, ist der Leerstand in nungenzurFolge. ge des Eingangs, so Ludwig 
den letzten vier Jahren um Eine Forderung der BBU Burkardt. 
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Mietschuldenberg wuchs auf 164 Millionen Euro 
Hauptgrund: Allgemeine Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage Gute Nachricht: Weniger Vandalismus ! 

Das ist eine gute Nachricht für Berlin: 
Die Wohungsunternehmen ver- 
zeichnen weniger hässliche Graffiti- 
Schmierereien an Häusemänden. 
Was Mietschuiden anbetrifft, ergibt 
sich dagegen eine eher negative Ent- 
wicklung. In den Berliner Mitglieds- 
unternehmen des BBU (Verband 
Beriin-Brandenburgischer Woh- 
nungsunternehmen) sind die Ausfäl- 
le M verpgenen Jahr wieder ge- 
stiegen. Anders stellt es sich bei den 
Leerständen dar. Hier verzeichnet 
die Statistik leichte Rückgänge irn 
Ostteil Beriins sowie eine Stagnation 
in den westlichen Wohngebieten. 

Der BBU vertntt in Rerlin 145 Unter- 
nehmen, darunter kommunale und 
private Wohnungsgesellschaften sowie 
Genossenschaften, die insgesamt rund 
717.000 Wohrieinheiten verwalten. 

In diesen Beständen haben Vanda- 
lismus und Graffiti-Schmierereien 
deutlich nachgelassen. So konnten die 
für die Beseitipngder Schäden au&- 
wendeten Mittel crlzeblich gesenkt 
werden. Mussten die Unternehmen 
1997 noch sieben Millionen Euro 
dafur ausgeben, so waren es 2003 nur 
noch 3,s Millionen. 

Gründe für den Kuckgang: Einige 
Vermieter bieten Jugendlichen legale 
Flächen zum Besprayen. Andere sor- 
gen dafür, dass entdeckte Bemalun- 
gen sofort entfernt werden. Und nicht 
zuletzt dürften auch einige Bestrafitn- 
gen von Übeltätern ein Umdenken be- 
wirkt haben. 

Nach dem Gesetz sind sogar Frei- 
heitsstrafen von bis zu drei Jahren 
möglich. In Berlin wurde ein erwach- 
sener Intensivtäter schon einmal zu 
einem Gefänpisaufenthalt von 18 
Monaten verurteilt. Rei Jugendlichen 
setzt die Justiz oft auf einen Erzie- 
hungseffekt durch gemeinnützige Ar- 
beiten. 

Die wieder anwachsenden Miet- 
schulden sind fiir den BBU eine Folge 
der allgemeinen Verschlechterung 
der wirtschaftlichen Lage. Konnte 
man in den Jahren 2000 und 2001 er- 
freulicherweise den Berg etwas ab- 
bauen, so hat sich der Trend seit 2002 
wieder gedreht. Insgesamt wuchsen 
die Mietschulden in den vergange- 
nen 10 Jahren von 68 auf 164 Millio- 
nen Euro. 

Trotzdem halten die Unterneh- 
men an der Schuldnerberatung fest. 
Nach wie vor gilt, dass es immer die 
schlechteste und teuerste Lösung ist, 
wenn ein Mieter seine Wohnung ver- 
lassen muss. 



Fortsetzung von Seite 1 
Situation auf dem Wohnungsmarkt BerlinIBrandenburg 

im Westteil gar 88 Prozent. 

i Diese Zahlen belegen einen insge. 
samt sehr hohen Modernisierungs- 
grad. Jetzt kommt es bei vielen Unter- 
nehmen darauf an, die kleinen Zimme~ 
aus den Wohnungsbauprojektei~ nach 
den Kriegen aus den 2Oer und 5Oer Jah- 
ren zusammenzulegen, um so den ge- 
stiegenen Wohnbedürfnissen entge- 
genzukommen. 

Dass die Arbeit in den Beständen 
weiter geht, zeigt sich auch in den an- 
haltend hohen Ausgaben fhr Instand- 
haltung und Modernisierung, die bei 
fast 800 Millionen Euro im vergange- 
nen Jahr lagen. Ller Neubau landete bei 
den Investitionen dagegen mit nur 
noch 72 Millionen Euro auf dem nied- 
rigsten Wert seit langem. Im laufenden 
Jahr soll der gesamte Aufwand fix Bau- 
kosten sogar wieder etwas steigen. 
Auch beim Neubau wird ein geringes 
Wachstum prognostiziert. 

In einer anderen Kategorie setzt Ber- 
lin bundesweit Maßstäbe, nämlich als 
,,Stadt der Genossenschaftsneugrün- 
dungen". Seit 1995 wurden 26 neue Un- 
ternehmen mit der gemeinschaftlichen 
Eigenturnsform geschaffen. 

Allein diese „Neulinge" verwalten 
fast 11.000 Wohnungen. Auch die Ge- 
nossenschaften steuern mit erhebli- 
chen Investitionen positive Impulse 
zum Baugeschehen bei. 

B ei der vor allem seit Mitte der 90er 
Jahre feststellbaren Leerstands- 

problematik gibt es Anzeichen einer 
Besserung. Insgesamt sind aber nach 
vorsichtigen Schätzungen in Berlin 
immer noch rund 100.000 Wohnun- 
gen unvermietet. 

Bei größeren Flächenwünschen 
sieht man indes sogar wieder eine 
steigende Nachfrage. Als hoffnungs- 
lose Fälle gelten vor allem unsanierte 
Plattenwohnungen. Hier verspricht 

Die Situution im 
Land Bmndenburg 

rückgegangen. Erheblich weniger wur- 
de auch für Modernisierungsma13nah- 
men ausgegeben. Durch den konse- 
quenten Abriss von 4.920 Wohnungen 
im J& 2003 stehen in Brandenburg 
noch 60.200 Wohnungen leer. 

Die Leerstandsquote liegt nun bei 
14,9 Prozent. Damit sind die Mitglieds- 
unternehmen, so Ludwig Burkardt, 
Vorstand der BBU, zusammen mit den 
Städten und Kommunen die wesentli- 
chen Träger des Stadtumbaus undbrin- 

Im Land Brandenburg haben im 
Jahr 2003 die BBU-Mitglieder kotz 
schwieriger wirtschaftlicher Lage 313 
Millionen Euro investiert. Die Hälfte 
davon gaben die Wohnungsbaugeseli- 
schaften und -genossenschaften für In- 
standhaltung und Instandsetzung ihrer 
Wohnanlagen aus. Laut BBU sind zur 
Zeit über 50 Prozent des brandenburgi- 
schen Wohnungsbestandes vollstän- 
dig, weitere 28 Prozent teilweise, sa- 
niert. Dennocb seien die Investitionen, 
wegen der weiterhin sinkenden Nach- 
frage von Wohnungen, deutlich zu- 

jetzt der öffentlich geför- gen zusätzlich zur Förde- 
derte Stadturnbau Ost rung des Landes selbst er- 
neue Impulse. Durch Ab- hebliche Mittel für den Ab- 
bruch werden nicht mehr riss auf. Denn durch den 
vermietungsfähige Ob- Umzug verbliebener Mie- 
jekte vom Markt genom- ter in Ausweichwohnun- 
men. Die intensive In- gen entstehen Kosten wie 
standsetzung und Moder- zum Beispiel Entschädi- 
nisierung in den Jahren gungen und Umzugsbeihil- 
seit der Wende hat das Ge- fen. Auch die auf den abge- 
samtbild entscheidend rissenen Gebäuden lasten- 
verändert. So sind im Ost- den Modernisierungskre- 
teil Beriins bereits 82 Pro- dite müssen weiter getilgt 
zent aller Wohnungen der Ludwtg B u r M t ,  werden. Der BBU kritisiert, 
BBU-Mitgliedsunterneh- Mitglied des Vorstan- dass das Tempo des Stadt- 
men voll- oder teilsaniert, des des BBU. umbaus nicht ausreicht. 

Der Leerstand sei in den 
letzten vier Jahren um 36.000 Woh- 
nungen gestiegen. Geht man von die- 
sem Zuwachs aus, so werden bis 2012 
nochmals 87.000 hinzukommen. Nach 
Schätzungen der Landesregierung sol- 
len bis 2012 lediglich 55.000 Wohnun- 
gen abgerissen werden. Ludwig Bur- 
kardt: ,,Hinzu kommt ein dramatischer 
Rückgang der Bevölkerung. 

Laut der Prognose des Landesum- 
weltamtes und des Landesamtes für 
Statistik Brandenburgs wird die Ein- 
wohnerzahl im äußeren Entwickiungs- 
raum bis zum Jahr 2025 um 320.000 
Personen bzw. 118.000 Haushalte ab- 
nehmen. Dies bedeutet nochmals, dass 
118.000 Wohnungen dauerhaft nicht 
mehr benötigt werden." 

Demzufolge müsse dem Stadtum- 
bau höchste Priorität zugesprochen 
werden. ,,Seine Förderung ist kein Al- 
mosen, sondern ureigenste Aufgabe 
der Landesregierung und des Bundes. 
Scheitert er, werden die Städte sterben - 
und mit ihnen das gesamte Land," so 
der Vorstand des BBU. 

Auch die Mittel für die Altschulden- 
entlastung müssen weiterhin aufge- 
stockt werden und alle dauerhaft leer- 
stehenden Wohnungen sollten von Alt- 
schulden entlastet werden. 

Trotz der Leerstände besteht im 
Land Brandenburg nach wie vor eine 
Belegungsbindung - die dafür gedacht 
ist, einkommensschwache Menschen 
mit Wohnraum zu versorgen - fur rund 
149.000 Wohnungen. Sie erzeugen ei- 
nen hohen und teuren Verwaltungsauf- 
wand und sind laut BBU heute durch 
nichts mehr zu rechtfertigen. Selbst 
in Potsdam stehen 1.720 der 36.300 
Wohnungen der Mitgliedsunterneh- 
men leer. 

Der Verband fordert deshalb drin- 
pnd: Alie brandenburgischen Woh- 
nungen dauerhaft, jedoch mindestens 
ur zehn Jahre, von der Belegungsbin- 
jung zu befreien. In Brandenburg ver- 
:ritt der BBU 244 Mitglieder mit einem 
Sestand von 404.000 Wohnungen. 

Paul E Duwe/ Gisela Schur 



lmmobilienzeitung Ausgabe 1012004 

WOHNUNGSWIRTSCE-IAFT 

espalten 
Die Situation auf dem Wohnungs- 
markt entwickelt sich in Beilin und 
in Bradenburg weiterhin sehr 
unterschiedlich. Wiihrend 
stand in d s  Hauptstadt s 
kratzt er in den Randregionen Bram- 

Nach aktuellen Angaben des Verbandes 
Berfin-Brandenburgischer Wohnungsunter- 
nehmen e.V. (BBU), Berlin, standen Ende 
des vergangenen Jahres 5,5O/0 der 7'1 7.000 
von den Mitgliedsunternehmen in Berlin 
bewirtschafteten Wohnungen leer. fm West- 
teil der Stadt stagnierte die Quote bei 3,@/0, 
im Ostteil ging sie auf 7,4% zurkck. Wegen 
echter Vermietungsschwierigkeiten stünden 
jedoch nur 16.710 Wohneinheiten oder 
2,3% leer, sagt BBU-Vorstand Ludwig Bur- 
kardt; die anderen würden wegen baulicher 
Schäden, geplanter Privatisiemng oder be- 
vorstehenden Ruckbaus nicht am Markt 
angeboten Deshalb sei dre Leerstandssitua- 
tion "undramatisch" Burkardt empfiehlt, 
die in der Offentlichkeit gehandelten Zah- 
len von insgesamt bis zu 160.000 leer ste- 
henden Wohnungen in Berlin kritisch zu 
betrachten .Ich habe den Eindruck, dass 
mit diesen Zahlen auch Politik gemacht 
wird." 

Probleme bereiten den Wohnungsunter- 
nehmen laut Burkardt zwei Entscheidungen 

des Berliner Senats: zum einen der vielfach 
diskutierte Wegfall der hschIussfördemng 
im sozialen Wohnungsbau, zum anderen 
der außerplanmäßige Forderabbau um 
jeweils 0,30 EUR/m2 in diesem und dem 
nichsten fahr. Davon sind 90.000 Sozial- 
wohnun-n betroffen. Die daraus resultie- 
rende Mieterhohung konnten die Untemeh- 
men in vielen Fallen nicht voll an die Mie- 
ter weiteneichen, da diese sonst wohl aus- 
zdigen, sagt Burkardt. Dies werde zu einem 
erheblichen Liquiditätsausfall führen. 

Noch schwerer wiegen die Probleme, mit 
denen die Wohnungsunternehmen in Bran- 
denburg zu kampfen haben. Während der 
k r s t a n d  bei den BBU-Mitgliedsunterneh- 
mm im engeren Verflechtungraum um Ber- 

i t  6,996 einigermagen moderat ist, 
in den weiter von Berlin entfernten 

onen (dem so genannten augeren Ent- 
witklüngsraum) fast jede funfte %Vohnung 
leer. Dass die Quote mit 18,396 gegenuber 
2002 nur um 0,2 Prozentpunkte anstieg, ist 
laut BBU einzig Abrissmaßnahmen zu ver- 
danken. fm Jahr 2003 nahmen die bran- 
denburgischen Verbandsmitglieder 4.920 
Wohneinheiten vom Markt. Der Lawenan- 
teil davon entfiel auf Guben (1.119), Cott- 
bus (922), Frankfurt an der Oder (788) und 
Schwedt (560). In den kommenden Jahren 
wollen allein diejenigen Unternehmen, die 
Antrage auf zusätzliche Altschulden-Entlas- 
tung gestellt haben, nochmals 44 100 
U70hneinheiten abreißen ich)  




